
4. Kann das Gericht, falls diese Frage verneint wird, eine 
Zwangsmaßnahme, die der Maßnahme, die es nach seinem 
innerstaatlichen Recht träfe, ähnlich ist oder nicht, durch 
Anwendung des innerstaatlichen Rechts des Staates treffen, 
in dem dieses Verbot Wirkung entfalten würde? 

( 1 ) Verordnung (EG) Nr. 40/94 des Rates vom 20. Dezember 1993 über 
die Gemeinschaftsmarke (ABl. L 11, S. 1). 

Vorabentscheidungsersuchen des Verfassungsgerichtshofs 
(Belgien), eingereicht am 29. Juni 2009 — Association 
Belge des Consommateurs Test-Achats ASBL, Yann van 

Vugt, Charles Basselier/Conseil des ministres 

(Rechtssache C-236/09) 

(2009/C 205/47) 

Verfahrenssprache: Französisch 

Vorlegendes Gericht 

Verfassungsgerichtshof 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: Association Belge des Consommateurs Test-Achats ASBL, 
Yann van Vugt, Charles Basselier 

Beklagter: Conseil des ministres 

Vorlagefragen 

1. Ist Artikel 5 Absatz 2 der Richtlinie 2004/113/EG des Rates 
vom 13. Dezember 2004 zur Verwirklichung des Grund
satzes der Gleichbehandlung von Männern und Frauen beim 
Zugang zu und bei der Versorgung mit Gütern und Dienst
leistungen vereinbar mit Artikel 6 Absatz 2 des Vertrags 
über die Europäische Union und insbesondere mit dem 
durch diese Bestimmung gewährleisteten Gleichheits- und 
Nichtdiskriminierungsgrundsatz? 

2. Falls die erste Frage verneinend beantwortet wird: Ist der
selbe Artikel 5 Absatz 2 der Richtlinie ebenfalls unvereinbar 
mit Artikel 6 Absatz 2 des Vertrags über die Europäische 
Union, wenn seine Anwendung auf Lebensversicherungsver
träge beschränkt wird? 

Vorabentscheidungsersuchen des Cour d’appel de Bruxelles 
(Belgien), eingereicht am 3. Juli 2009 — Fluxys 
SA/Commission de Régulation de l’Electricité et du Gaz 

(CREG) 

(Rechtssache C-241/09) 

(2009/C 205/48) 

Verfahrenssprache: Französisch 

Vorlegendes Gericht 

Cour d’appel de Bruxelles 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: Fluxys SA 

Beklagte: Commission de Régulation de l’Electricité et du Gaz 
(CREG) 

Vorlagefrage 

Stehen die Art. 1, 2 und 18 der Richtlinie 2003/55/EG ( 1 ) und 
Art. 3 der Verordnung (EG) Nr. 1775/2005 ( 2 ) nationalen 
Rechtsvorschriften entgegen, mit denen eine spezielle Tarifrege
lung für die Tätigkeit der Durchleitung geschaffen wird, die von 
den Regeln abweicht, die für die Tätigkeit der Beförderung gel
ten, so dass innerhalb der Tätigkeit der Beförderung eine Un
terscheidung zwischen „Weiterleitung“ und „Durchleitung“ ge
schaffen wird? 

( 1 ) Richtlinie 2003/55/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 26. Juni 2003 über gemeinsame Vorschriften für den Erdgas
binnenmarkt und zur Aufhebung der Richtlinie 98/30/EG (ABl. L 
176, S. 57). 

( 2 ) Verordnung (EG) Nr. 1775/2005 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 28. September 2005 über die Bedingungen für den 
Zugang zu den Erdgasfernleitungsnetzen (Abl. L 289, S. 1). 

Klage, eingereicht am 7. Juli 2009 — Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften/Portugiesische Republik 

(Rechtssache C-252/09) 

(2009/C 205/49) 

Verfahrenssprache: Portugiesisch 

Parteien 

Klägerin: Kommission der Europäischen Gemeinschaften (Pro
zessbevollmächtigte: G. Zavvos und G. Braga da Cruz) 

Beklagte: Portugiesische Republik
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